
Offenbarenden selbst oder einer dritten Einzelperson zu wahren. Wenn
in solchen FÄllen nieht die Voraussetzungen der Notwehr oder des Not-
standes vorlÄgen, werde die Handlung in der Regel unbefugt sein, und
zwar selbst dann, wenn diese Interessen gegenÅber denen des Anver-
trauenden die Åberwiegenden sein sollten; denn es hÄtte sonst niemand
GewÄhr fÅr die Verschwiegenheit der Vertrauensperson, und es wÅrde
auch an jedem zuverlÄssigen MaÇstab fÅr die Bestimmung des Mehr
auf der einen oder andern Seite fehlen.

Es lassen sich in der Tat durch Heranziehung der Bestimmung
Åber die Notwehr und der jetzt erweiterten Vorschrift Åber den Not-
stand viele von den FÄllen, welche den Aerzten zu lebhaften Zweifeln
Veranlassung gaben, glatt in befriedigender Weise entscheiden. Es ist
nichts anderes als ein Akt der erlaubten Nothilfe, wenn der Arzt dem
Vater der Braut von der syphilitischen Erkrankung des BrÄutigams
Mitteilung macht, falls der BrÄutigam trotz Ärztlicher Abmahnung zur
EheschlieÇung schreiten will. Der Arzt kann sich hier auf den Notwehr-
wie auf den Notstandsparagraphen stÅtzen. Ebenso liegt der Fall, wenn
der Hausarzt den Hausherrn oder Vater von der tuberkulÉsen oder
syphilitischen ete. Erkrankung des KindermÄdchens oder der Amme in
Kenntnis setzt. Es besteht hier zweifellos eine stÄndige gegenwÄrtige
Gefahr fÅr Leib oder Leben der FamilienangehÉrigen, die abzuwenden
der Arzt befugt ist. Dagegen hÄtte der Arzt kein Recht, eine von ihm
festgestellte Schwangerschaft der Haustochter oder des DienstmÄdchens
den Eltern oder der Dienstherrschaft zu offenbaren.

Im Gegensatz zum deutschen hat der Ésterreichische Entwurf
es unternommen, fÅr die FÄlle der befugten Offenbarung eine einheit-
liche Formel aufzustellen. Er sagt in $ 403, Abs. 6: ÑDer TÄter ist nicht
strafbar, wenn die Mitteilung oder VerÉffentlichung nach Inhalt und
Form durch ein Éffentliches Interesse oder ein berechtigtes Privatinter-
esse gerechtfertigt ist.Ö Aber es sprechen gegen diese Formulierung die
von der BegrÅndung des deutschen Entwurfs vorgebrachten Bedenken.

Der Kreis der zur Geheimhaltung verpflichteten Personen erfÄhrt
durch den Entwurf eine Ausdehnung. Der $ 300 StGB. hat Ü soweit
er sich auf das Heilpersonal bezog Ü nur von Aerzten, WundÄrzten,
Hebammen, Apothekern und den Gehilfen dieser Personen gesprochen.
Der Entwurf ($ 268) nennt áPersonen, die zur AusÅbung der Heilkunde,
Geburtshilfe, Krankenpflege, des Apothekergewerbes .. . . Éffentlich
bestellt oder zugelassen sind, sowie die Gehilfen dieser PersonenÖ. Von
besonderer Bedeutung ist die Ausdehnung der Schweigepflicht auf die
zur AusÅbung der Krankenpflege Éffentlich bestellten oder zuge-
lassenen Personen und ihre Gehilfen. Es fallen darunter alle Unter-
nehmer, Unternehmergehilfen, Angestellte der Éffentlichen und pri-
vaten Heilanstalten jeder Art, auch dann, wenn sie nicht Aerzte sind
und nicht Ärztliche Funktionen ausÅben. Auch das Verwaltungs- und
Bureaupersonal der Krankenanstalten ist mitumfaÇt: es Åbt die Kranken-
pflege im weiteren Sinne mit aus, indem es sie unterstÅtzt. Der Entwurf
geht von dem Gedanken aus, der Patient werde sich dem Anstaltsarzt
oder dem sonstigen Anstaltspersonal nur dann ungescheut anvertrauen
kÉnnen, wenn er sicher sei, daÇ seine Mitteilung den Bereich der Anstalt
nicht Åberschreite (BegrÅndung 2. Bd., S. 728).

Dagegen verstand sich der Entwurf nicht dazu, ganz allgemein
die Organe und Beamten der Landesversicherungsanstalten, Kranken-
kassen und Ähnlichen Anstalten in die Schweigepflicht einzubeziehen,
wie dies mehrfach verlangt worden war. Im Fall des BedÅrfnisses werde
die Regelung dieser Frage, sagt die BegrÅndung a. a. O., zweckmÄÇiger
in einem Sondergesetz, etwa in der zu erwartenden Reichsversicherungs-
ordnung erfolgen; denn nur bei einer solchen Sonderregelung kÉnnten
die eigenartigen VerhÄltnisse der Arbeiterversicherung die notwendige
BerÅcksichtigung finden.

Auch wollte der Entwurf nicht alle diejenigen Personen der Schweige-
pflicht unterwerfen, die ohne ausdrÅckliche staatliche ErmÄchtigung
das Gewerbe nur auf Grund der Gewerbefreiheit betreiben. Unter einem
ÑZulassenÖ will die BegrÅndung nicht das lediglich passive Verhalten
der Staatsgewalt verstanden wissen, wie es auf dem Gebiete des Ge-
werberechts vielfach als ÑZulassung zum Gewerbebetriebeà verstanden
werde. Vielmehr sei stets ein staatlicher Akt der Anerkennung der be-
treffenden Person fÅr den Gewerbebetrieb vorausgesetzt. So sind Ñzu-
gelassenÖ im Sinne des Entwurfs approbierte Aerzte und Apotheker
(8 29 Gew.-O.), geprÅfte Hebammen ($ 30 Gew.-O.), mit dem Ausweis fÅr
staatlich anerkannte Krankenpflegepersonen ausgestattete Personen
(BeschluÇ des Bundesrats vom 22. MÄrz 1906, $ 238 der Protokolle des
Bundesrates), ferner Unternehmer von Privat-Kranken-, Privat-Ent-
bindungs- und Privat-Irrenanstalten ($ 30 Gew.-O.), nicht dagegen
Krankenpfleger, Kurpfuscher u. dgl. (BegrÅndung 2. Bd., S. 728/729).
Auf Kurpfuscher wÅrde sich die Schweigepflicht auch dann nicht er-
strecken, wenn der Entwurf eines Gesetzes, betreffend die AusÅbung der
Heilkunde durch nichtapprobierte Personen, Gesetz werden sollte. Denn
von einer ÑZulassungàà solcher Personen im Sinne des Entwurfs ist in
diesem Gesetz nicht die Rede.

Der Tatbestand des $ 300 (Entwurf $ 268) hat noch insofern eine
berechtigte Erweiterung erfahren, als die Schweigepflicht bestehen soll

nicht nur wie bisher in bezug auf ÑanvertrauteàÖ, sondern auch auf solche
Privatgeheimnisse, die den Schweigepflichtigen kraft ihres Berufs Ñzu-
gÄnglich geworden sindÖ. Die BegrÅndung (2. Bd., S. 730/731) bemerkt
mit Recht, es gebe FÄlle, wo der Vertrauensmann vermÉge seiner Sach-
kunde aus den Tatsachen, die ihm vorgelegt werden, auf andere Tat-
sachen schlieÇe, die der GeheimnistrÄger selbst nicht kenne, oder die er
zwar kenne, aber nicht mitteilen wolle. Man kÉnne hier von einem ÑAn-
vertrauenÖ im eigentlichen Sinne kaum reden, aber die Schweigepflicht
mÅsse sich auch auf solche Tatsachen erstrecken.

V.

âEinzelfragen. Eine Reihe einzelner Bestimmungen des Entwurfs
wird fÅr den Arzt von Interesse sein, weil er sich mit ihnen hÄufig als
Gutachter zu befassenà hat, oder weil sie FÄlle betreffen, die gelegent-
lich sonst in der Praxis seine Aufmerksamkeit in Anspruch nehmen.

1. So wohl vor allem die Verbrechen und Vergehen gegen das Leben.
Der Unterschied zwischen Mord und Totschlag ist genau in dem

gleichen Sinne aufrecht erhalten wie bisher; nur hat man den Mord
nicht mehr ausschlieÇlich mit der Todesstrafe bedroht, sondern im
Gegensatz zum bisherigen Recht mildernde UmstÄnde vorgesehen und
beim Vorliegen soleher die VerhÄngung lebenslÄnglicher Zuchthaus-
strafe oder Zuchthausstrafe von 10 bis zu 15 Jahren zugelassen. Auch
der Totschlag wird gelinder behandelt, wenigstens im Normalfall: Statt
eines MindestmaÇes von fÅnf, hat man ein solches von zwei Jahren
Zuchthaus angesetzt, wÄhrend allerdings bei mildernden UmstÄnden
das bisherige allzugeringe Minimum von sechs Monaten auf ein Jahr
GefÄngnis hinaufgerÅckt wurde.

Der Tatbestand der TÉtung aufVerlangen hat eine etwas andere,
aber nicht wesentlich abweichende Fassung erhalten; das bisher viel
zu hohe Strafminimum von drei Jahren "GefÄngnis ist auf sechs Monat
herabgemindert worden. Den zurzeit nicht bedrohten Versuch der
TÉtung auf Verlangen hat man fÅr strafbar erklÄrt und dadurch zu-
gleich die bekannte Zweifelsfrage, ob die in dem TÉtungsversuch etwa
enthaltene KÉrperverletzung bestraft werden kÉnne, aus der Welt ge-
schafft.

In der Literatur war mehrfach der Gedanke angeregt worden, ob
nicht die Strafmilderung, welche bei TÉtung auf Verlangen eintritt,
auch demjenigen gewÄhrt werden solle, der einen hoffnungslos Kranken
ohne sein Verlangen aus Mitleid des Lebens beraube, ein Fall, dessen
Vorkommen in der Ärztlichen Praxis nicht ausgeschlossen erscheint.
Man denke an die Verabreichung einer grÉÇeren Dosis Morphium. Sie
bezweckt die SchmerzbetÄubung, der Arzt weiÇ aber, daÇ er dadurch
das Leben des Kranken verkÅrzt. Handelt er trotz dieses BewuÇtseins,
so ist der Tatbestand der vorsÄtzlichen TÉtung gegeben. Das norwe-
gische StGB. von 1902 gestattet in derartigen FÄllen eine Strafmilde-
rung: Ñ8235... . hat jemand aus Mitleid einen hoffnungslosen Kranken
des Lebens beraubt oder dazu mitgewirkt, so kann die Strafe... ..
herabgesetzt werden.Ö Der Entwurf hat eine solche Strafmilderung
abgelehnt; ich glaube mit Recht. Die Motive (2. Band, S. 644) geben
der Besorgnis Ausdruck, daÇ eine derartige Vorschrift, fÅr die eine be-
friedigende Fassung kaum zu finden sei, in schlimmster Weise gemiÇ-
braucht werden und das Leben erkrankter Personen in erheblichem
MaÇe gefÄhrden kÉnnte. Ein wirkliches BedÅrfnis nach einer solchen
Bestimmung sei auch nicht hervorgetreten. Der Ésterreichische Ent-
wurf hat sie ebenfalls nicht aufgenommen.

Weniger einwandfrei scheint mir der Standpunkt des Entwurfes
in der Frage, ob Anstiftung und Beihilfe zum Selbstmord be-
straft werden solle. Die BegrÅndung (2. Band S. 644) erkennt ein Be-
dÅrfnis hierfÅr nicht an. FÄlle dieser Art kÄmen anscheinend nur sehr
selten vor, und bei vollendetem Selbstmord wÅrde die UeberfÅhrung
des der Teilnahme Beschuldigten sich wohl fast immer als unmÉglich
erweisen. Zudem kÉnne die EinfÅhrung solcher Strafbestimmungen
leicht zu unbegrÅndeten Strafanzeigen gegen dem SelbstmÉrder nahe-
stehende Personen fÅhren, die durch seine Tat schon an sich schwer
getroffen seien. Es sind dies ÄuÇere, zum Teil sogar nicht sehr wahr-
scheinliche GrÅnde, die in den Hintergrund gedrÄngt werden von den
ErwÄgungen, welche zugunsten einer Bestrafung der Teilnahme von
Selbstmord sprechen und in der ÑVergleichenden Darstellungà Beson-
derer Teil, 5. Band, 8.133 ff. durch v. Liszt eingehend gewÅrdigt worden
sind. Der Gang der Gesetzgebung hat fast allerwÄrts zur Bedrohung
der Teilnahme am Selbstmord gefÅhrt, und noch jÅngst hat der Éster-
reichische Entwurf ($ 290) und der Schweizerische Entwurf aus dem
Jahr 1908 (Art. 66) die Teilnahme am Selbstmord als selbstÄndiges
Delikt unter Strafe gestellt.

Der Tatbestand der KindestÉtung ist vollstÄndig unverÄndert
geblieben, aber die Strafe ist wesentlich gemildert: Bisher stand auf
KindestÉtung Zuchthaus nicht unter drei Jahren, bei mildernden Um-
stÄnden GefÄngnis nicht unter zwei Jahren, obwohl sogar der Totschlag
unter mildernden UmstÄnden mit. GefÄngnis von nur sechs Monaten
bestraft werden kann. In Zukunft: Zuchthaus von einem Jahr an,
bei mildernden UmstÄnden GefÄngnis von sechs Monaten an.
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Erhebliche Strafmilderungen zeigen auch die Paragraphen Åber
Abtreibung der Leibesfrucht: Die Schwangere und wer mit ihrer
Einwilligung die Abtreibung bei ihr vornimmt, ist nach geltendem
Recht bedroht mit Zuchthaus bis zu fÅnf Jahren, bei mildernden Um-
stÄnden mit GefÄngnis von sechs Monaten bis zu fÅnf Jahren; kÅnftig
hat der Richter freie Wahl zwischen Zuchthaus bis zu drei Jahren oder
GefÄngnis von drei Monaten bis zu drei Jahren. Ü Die Abtreibung
gegen Entgelt soll statt mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren nur mit Zucht-
haus bis zu fÅnf Jahren oder mit GefÄngnis von sechs Monaten bis zu
fÅnf Jahren geahndet werden. Ü Die Abtreibung ohne Wissen oder
Willen der Schwangeren wird zwar wie bisher mit Zuchthaus von zwei
bis 15 Jahren bedroht, aber es sind jetzt mildernde UmstÄnde und beim
Vorliegen solcher GefÄngnis von einem bis fÅnf Jahren vorgesehen.à Im
Fall tÉdlichen Ausgangs dieser Art der Abtreibung fÅr die Mutter sind
statt der bisherigen mindestens zehnjÄhrigen oder auch lebenslÄnglichen
Zuchthausstrafe im Entwurf nur 5Ü15 Jahre Zuchthaus angesetzt.

Leider hat der Entwurf die vielumstrittene Frage des untaug-
lichen Versuchs, die gerade bei der Abtreibung eine Hauptrolle spielt,
nicht entschieden. Die Verfasser des Entwurfs meinen zwar, sie hÄtten
sie entschieden. Sie sagen (BegrÅndung 1. Band, S. 289): ÑDer Entwurf
bekennt sich daher grundsÄtzlich zu der konsequenten subjektiven
Theorieà, also zu der vom Reichsgericht vertretenen Auffassung, daÇ
auch der absolut untaugliche Versuch strafbar sei. Aber eine solche
in den Motiven stehende AeuÇerung ist nicht Gesetz. Das Gesetz selbst
($ 75 Entw.) bestimmt: ÑWer die AusfÅhrung eines Verbrechens oder
vorsÄtzlichen Vergehens begonnen hat, ist, wenn dieses nicht vollendet
worden ist, wegen Versuchs zu bestrafen.Ö Diese Begriffsbestimmung
des Versuchs fÅhrt genau zu denselben Zweifeln und Unsicherheiten
wie die bisherige. Das Gesetz selbst, nicht die BegrÅndung, kann und
muÇ den von der Wissenschaft nie zu lÉsenden Knoten durchhauen, einer-
lei, in welchem Sinn es entscheidet, wenn nur endlich Sicherheit ge-
schaffen wird. Ü Die strengen Konsequenzen, welche sich aus der ver-
meintlich zweifellosen Bedrohung des untauglichen Versuchs ergeben,
sollen nach dem Entwurf dadurch gemildert werden, daÇ eine weit-
gehende Herabsetzung der Strafe und fÅr Ñbesonders leichte FÄlleÖ
des Versuchs sogar Straflosigkeit zugelassen wird.

Am Tatbestand der fahrlÄssigen TÉtung ist sachlich nichts
geÄndert. Auch die Strafbestimmungen blieben die gleichen; nur kann
der Richter statt GefÄngnis Haftstrafe (bis zu drei Jahren) verhÄngen.
Allerdings wÅrde diese MÉglichkeit gegenÅber einem Arzt dann nicht
bestehen, wenn ein solcher unter AuÇerachtlassung seiner besonderen
Berufspflicht fahrlÄssig gehandelt und dadurch eine lÄngere als dreijÄh-
rige Freiheitsstrafe verdient hÄtte. Der HÉchstbetrag der zeitigen Haft-
strafe soll nÄmlich, von bestimmten Ausnahmen abgesehen, drei Jahre
sein. Gegen den Arzt mÅÇte also im angenommenen Fall auf GefÄng-
nisstrafe erkannt werden.

2. Eine interessante Neuerung bringt der Abschnitt Åber den
Zweikampf. Es ist eine bekannte Streitfrage, ob von einem ÑZweikampf
mit tÉdlichen WaffenÖ, wie ihn das Strafgesetzbuch voraussetzt, noch
gesprochen werden kÉnne, wenn zwar die Waffen an sich zur Beibringung
tÉdlicher Verletzungen geeignet seien, wenn aber im konkreten Fall
SchutzmaÇregeln angewendet wÅrden, welche fÅr die Duellanten die
Lebensgefahr ausschlieÇen. Das Reichsgericht hat in bezug auf die
studentischen SchlÄgermensuren die Anwendung solcher SchutzmaÇ-
regeln fÅr rechtlich bedeutungslos und die Eignung der Waffe an sich
zur Beibringung tÉdlicher Verletzungen als ausschlaggebend erklÄrt.
Die BegrÅndung des Entwurfs stellt sich grundsÄtzlich auf den gleichen
Standpunkt, erkennt aber an, daÇ das fast immer erfolgreiche Bestreben,
ernsten Folgen des Zweikampfs nach MÉglichkeit vorzubeugen, BerÅck-
sichtigung erheische. Der Entwurf hÄlt daher fÅr den Fall, daÇ Ñder
Zweikampf unter Vorkehrungen stattgefunden hat, welche gegen Lebens-
gefahr zu schÅtzen geeignet und bestimmt warenÖ, eine Haftstrafe von
einem Tag bis zu einem Jahr fÅr ausreichend, und zwar auch dann, wenn
jemand seinen Gegner im Zweikampf wirklich getÉtet hat. ($ 224 Entw.)
Der Zweikampf ohne jene Vorkehrungen wird mit Haft (Festungshaft
kennt der Entwurf nicht mehr) von drei Monat bis zu drei Jahren, im
Fall tÉdlichen Ausgangs fÅr den Ueberlebenden mit Haft von einem
bis zu fÅnf Jahren bedroht. ($$ 220, 221.)

Als straflose Teilnehmer am Zweikampf waren bisher áÑzugezogene
Aerzte und WundÄrzteàà erklÄrt. Dieser Ausdruck gab zuweilen AnlaÇ

zu der Annahme, daÇ nichtapprobierte Mediziner, welche bei studen-
tischen Mensuren zugezogen waren, solcher Straflosigkeit sich nicht zu
erfreuen hÄtten. Um diese Auffassung auszuschlieÇen, gebraucht der
Entwurf den Ausdruck Ñdie als Aerzte zugezogenen PersonenÖ. ($ 225.)

3. Der Begriff der KÉrperverletzung ist, wie schon unter Ziffer II
erwÄhnt, ebenso gefaÇt wie im geltenden Gesetz. Dagegen haben die
TatbestÄnde der ÑgefÄhrlichenÖ und der ÑschwerenÖ KÉrperverletzung
zweckmÄÇige VerÄnderungen erfahren. Bei der ersteren ($ 228) ist,
im Gegensatz zum heutigen Recht, mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck
gebracht, daÇ die erhÉhte Strafbarkeit auf die gefÄhrliche Art der Be-
gehung, nicht etwa bloÇ auf den Gebrauch eines an sich, nicht aber
nach der Art seiner Verwendung im konkreten Fall gefÄhrlichen Werk-
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dem Paragraphen ergibt sich ferneÖ, daÇ eine gefÄhrliche KÉrperverletzung
immer angenommen werden muÇ, wenn durch die Verletzung das Leben
des Verletzten gefÄhrdet werden konnte, wÄhrend die bloÇe Gesund-
heitsgefÄhrdung nur dann berÅcksichtigt wird, wenn sie erheblich war.

Bei der schweren KÉrperverletzung hat der Entwurf ($ 229) die
lÅckenhafte Kasuistik des bisherigen $ 224 aufgegeben. Er erklÄrt als
schwere KÉrperverletzung ganz allgemein jene, welche áeine schwere
SchÄdigung des KÉrpers oder des Geistes zur Folge gehabt hatÖ, und fÅgt
dann nur, um fÅr die Auslegung einen Anhalt zu geben, erlÄuternd an,
daÇ eine solche SchÄdigung insbesondere vorliege, wenn infolge der
KÉrperverletzung der Verletzte in Todesgefahr geraten, in schwere und
langdauernde Krankheit verfallen oder sonst in dem Gebrauche seines
KÉrpers oder Geistes lange und schwer beeintrÄchtigt worden sei. Bisher
hÄngt es bei gleicher Roheit und GefÄhrlichkeit der Tat oft vom Zufall
ab, ob der TÄter nur wegen gefÄhrlicher oder aber wegen schwerer KÉrper-
verletzung bestraft wird: Kommt der durch einen Stich oder Schlag in
Todesgefahr Geratene ohne dauernden Nachteil davon, so ist die KÉrper-
verletzung nur eine gefÄhrliche; erleidet er aber einen der im $224 genann-
ten SchÄden, so ist die KÉrperverletzung eine schwere und wird viel hÄrter
gestraft. Der Entwurf aber spricht schon dann von schwerer KÉrper-
verletzung, wenn der Verletzte nur Åberhaupt in Todesgefahr geraten ist.
Ü Der $ 229 StGB. (Vergiftung ohne TÉtungsabsicht) ist als ÅberflÅssig
aus dem Entwurf ausgeschieden worden. Die von ihm umfaÇten Hand-
lungen sind durch die anderen Bestimmungen Åber KÉrperverletzung
hinreichend gedeckt. Ü Eine eigene Strafdrohung gegen Ansteckung
durch Geschlechtskranke hat man fÅr entbehrlich gehalten, da auch
fÅr FÄlle dieser Art die gewÉhnlichen Bestimmungen Åber KÉrperver-
letzung ausreichen.

4. Die erregtesten Debatten sind in den letzten Jahren Åber die
StrafwÅrdigkeit der widernatÅrlichen Unzucht gefÅhrt worden. An
dem Streit fÅr und wider ihre Bestrafung haben sich hauptsÄchlich
Ärztliche Kreise beteiligt. Auch eine lebhafte Éffentliche Agitation
zur Beseitigung des $ 175 StGB. hatte eingesetzt. Allein der Entwurf
hat diesen Bestrebungen nicht nur nicht nachgegeben, sondern den Tat-
bestand des Delikts erweitert und die vorhandene Strafdrohung ver-
schÄrft. Es soll kÅnftig auch die widernatÅrliche Unzucht zwischen
Frauen strafbar sein, wÄhrend bisher nur jene zwischen MÄnnern be-
droht war. Der $ 250 des Entwurfs (= $ 175 StGB.) spricht nÄmlich
schlechtweg von ÑwidernatÅrlicher Unzucht mit einer Person gleichen
GeschlechtsÖ. Als Strafe war bisher in allen FÄllen GefÄngnis vorge-
sehen; in Zukunft sollen aber diejenigen, welche die Tat unter MiÇbrauch
eines durch Amts- oder Dienstgewalt oder in Ähnlicher Weise begrÅn-
deten AbhÄngigkeitsverhÄltnisses begehen, mit Zuchthaus bis zu fÅnf
Jahren, bei mildernden UmstÄnden mit GefÄngnis von sechs Monat
bis zu fÅnf Jahren bestraft werden. Dieselbe schwere Strafe ist fÅr
gewerbsmÄÇige Prostitution auf dem Gebiet der widernatÅrlichen Un-
zucht (fÅr MÄnner wie Frauen) in Aussicht genommen. Ü Die wider-
natÅrliche Unzucht mit Tieren soll in der gleichen Weise strafbar bleiben
wie bisher. s

Eine andere Art widernatÅrlicher Befriedigung des Geschlechts-
triebs, nÄmlich an Leichen, die LeichenschÄndung im eigentlichen
Sinn, war bisher straflos. Diese empfindliche LÅcke im Gesetz will der
Entwurf ausfÅllen und dabei zugleich andere beschimpfende Hand-
lungen an Leichen unter Strafe stellen, indem er die VerÅbung jeglichen
beschimpfenden Unfugs an einem Leichnam oder an Teilen eines solchen
oder an der Asche eines Verstorbenen oder an der BeisetzungsstÄtte
mit GefÄngnis oder Haft bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu
3000 Mark, eventuell auch mit dem Verlust der bÅrgerlichen Ehrenrechte
bedroht. ($ 158 des Entwurfs.)

In dem Abschnitt ÑVerbrechen und Vergehen wider die SittlichkeitÖ
fÅllt der Entwurf noch zwei weitere LÅcken aus. Im $ 174 Z. 1. StGB
(Unzucht unter MiÇbrauch eines AutoritÄtsverhÄltnisses) sind zwar die
Pflege- und Adoptiveltern, nicht aber die leiblichen Eltern genannt.
Infolgedessen kÉnnen sie wegen der hier bedrohten Handlung nicht be-
straft werden. In $ 247, Z. 1 des Entwurfs sind daher die leiblichen
Eltern in die Strafdrohung einbezogen worden. Ü Eine Erweiterung
des $ 174, Z.3 (kÅnftig $247, Z.3) sorgt dafÅr, daÇ auch die in privaten,
nicht bloÇ, wie bisher, die in Éffentlichen Anstalten untergebrachten
Kranken, Armen und sonstigen HilfsbedÅrftigen gegen unzÅchtige Hand-
lungen des Personals geschÅtzt sind. WÄhrend ferner die Strafdrohung
in $ 174, Z.3, sich nur gegen ÑBeamte, Aerzte oder andere Medizinal-
personenÖ richtete, ist sie im Entwurf ausgedehnt auf die Inhaber und
Leiter und alle Angestellten der erwÄhnten Anstalten, sodaÇ auch das
Dienst-, Pflege- und WÄrterpersonal von ihr betroffen wird. Der Kranke
muÇ, wie die BegrÅndung (2. Band, S. 686) sagt, die GewÄhr haben, daÇ
er in einer Anstalt, der er sich anvertraut hat, irgendwelchen unzÅchtigen
Angriffen nicht ausgesetzt ist.

5. Zur ErgÄnzung der AusfÅhrungen von Aschaffenburg Åber
ZurechnungsunfÄhigkeit und verminderte ZurechnungsfÄhigkeit sei hier
noch erwÄhnt, daÇ die Bestimmung des $ 58 StGB. Åber die Behandlung


